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Teil I:  Begründung des Bauleitplans 

1 Anlass und Ziel der Planung 
Die Umsetzung der von Bund und Ländern angestrebten Energiewende setzt einen deutlichen 
Ausbau der erneuerbaren Energieproduktion voraus. So wird auf Bundesebene angestrebt, 
den Anteil der Stromerzeugung aus erneuerbaren Energieträgern bis zum Jahr 2030 auf min-
destens 80 % zu steigern (vgl. § 1 EEG 2023) und hinsichtlich des Kohleausstiegs bis zum 
Jahr 2045 eine treibhausgasneutrale Stromversorgung zu erreichen. Auch das Land Nieder-
sachen hat sich ambitionierte energiepolitische Ziele gesetzt und strebt gemäß dem aktuellen 
Koalitionsvertrag an, bis 2035 Photovoltaikanlagen mit einer Gesamtleistung von 65 Gigawatt 
(GW) zu realisieren, wovon 15 GW auf Freiflächen umgesetzt werden sollen. Vor dem Hinter-
grund der weltpolitischen Entwicklungen und den gesteckten Klimaschutzzielen, ist mit dem 
EEG 2023 ein Gesetz zur Beschleunigung des Ausbaus der erneuerbaren Energien verab-
schiedet worden, in dem klargestellt wird, dass die Errichtung und der Betrieb von Anlagen 
sowie den dazugehörigen Nebenanlagen im überragenden öffentlichen Interesse liegen und 
ebenfalls der öffentlichen Sicherheit und Gesundheit dienen. Solange die Stromerzeugung 
nicht nahezu klimaneutral erfolgt, sollen die erneuerbaren Energien als ein höher gewichteter 
Belang in die jeweils durchzuführenden Abwägungsprozesse eingebracht werden (vgl. § 2 
EEG 2023). 

Um einen Beitrag zum Ausbau der erneuerbaren Energien und Versorgungssicherheit zu leis-
ten, beabsichtigt die Samtgemeinde Ilmenau (Landkreis Lüneburg), Bauflächen für die Errich-
tung von Photovoltaik-Freiflächenanlagen (PV-FFA) zu schaffen, die von einem Vorhabenträ-
ger geplant und betrieben werden sollen. Die zur Samtgemeinde Ilmenau zugehörige Ge-
meinde Embsen sieht sich in der Pflicht des weiteren Zubaus an Anlagen zur Gewinnung von 
erneuerbaren Energien. Das Vorhaben verfolgt ebenfalls den Vorstellungen des Gesetzge-
bers. Im vorliegenden Plangebiet ist eine Anlagenleistung von ca. 39.723 kWp oder ca. 39 
MWp (Modulleistung) vorgesehen. Das Projekt leistet damit einen wertvollen Beitrag für eine 
künftig klimaneutrale Energieversorgung und entspricht folglich den Zielen des NKlimaG sowie 
dem Koalitionsvertrag Niedersachsen (2022-2027). 

Mit der Ausweisung von Sondergebietsflächen soll die Ansiedlung von ortsverträglichen, nicht 
störenden PV-FFA ermöglicht und die planungsrechtliche Sicherung auf Ebene der verbindli-
chen Bauleitplanung vorbereitet werden.  

Da für das Plangebiet kein Baurecht vorliegt und dieses Planvorhaben auch nicht zu den nach 
§ 35 BauGB privilegierten Vorhaben im Außenbereich gehört, ist für die Umsetzung der Pla-
nung die Aufstellung eines Bebauungsplans erforderlich. Ferner widersprechen die Darstel-
lungen des gültigen Flächennutzungsplans den aktuellen Planungen. Folglich ist die Änderung 
des Flächennutzungsplans im Parallelverfahren gemäß § 8 Abs. 3 BauGB notwendig, um dem 
Entwicklungsgebot nach § 8 Abs. 2 BauGB entsprechen zu können. Die Verfahrensschritte 
zur Änderung des Flächennutzungsplanes und zur Aufstellung des Bebauungsplanes werden 
im Parallelverfahren durchgeführt.  

Mit der Aufstellung des Bebauungsplans wird insbesondere dem Belang des Umweltschutzes 
Rechnung getragen. Die planungsrechtliche Steuerung auf einer für Freiflächen-Photovoltaik-
Anlagen geeigneten Fläche dient der Vorbereitung und Ermöglichung der Nutzung erneuer-
barer Energien sowie der sparsamen und effizienten Energienutzung gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7 
Buchstabe f BauGB. Darüber hinaus trägt der Bebauungsplan zur Sicherstellung der 
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Energieversorgung im Sinne von § 1 Abs. 6 Nr. 8 Buchstabe e BauGB bei, insbesondere im 
Hinblick auf eine nachhaltige und krisenfeste Strombereitstellung.  

2 Grundlagen und Verfahrensablauf 

2.1 Rechtsgrundlagen  
Rechtliche Grundlagen für den Bebauungsplan Nr. 26 „Solarpark Oerzen-Nord“ der Gemeinde 
Embsen sind das Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 
3634), zuletzt geändert am 22. Dezember 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 348 S. 1, 7), die Baunut-
zungsverordnung (BauNVO) in der Fassung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3786), zuletzt 
geändert am 3. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176) sowie die Niedersächsische Bauordnung 
(NBauO) vom 3. April 2012 (Nds. GVBl. S. 46), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 25. Juni 2025 (Nds. GVBl. 2025 Nr. 52). 

Der Bebauungsplans Nr. 26 „Solarpark Oerzen-Nord“ erfolgt als Angebotsbebauungsplan mit 
Durchführung der in den §§ 3 und 4 BauGB vorgesehenen Verfahrensschritten der Öffentlich-
keits- und Behördenbeteiligung sowie mit einer Umweltprüfung gemäß § 2 Absatz 4 BauGB. 
Die Aufstellung des Bebauungsplans und die 38. Änderung des Flächennutzungsplans „So-
larpark Oerzen-Nord“ in der Samtgemeinde Ilmenau erfolgen im Parallelverfahren gem. § 8 
Abs. 3 Satz 1 BauGB. Die Flächennutzungsplanänderung bereitet die Ausweisungen des Be-
bauungsplans Nr. 26 „Solarpark Oerzen-Nord“ vor. 

2.2 Geltungsbereich 
Der Geltungsbereich umfasst ca. 30,5 ha und befindet sich zwischen dem Siedlungskern  
Oerzen (ca. 1,3 km westlich) und Südergellersen (ca. 1,5 km südlich). 

Er umfasst die Flurstücke 2/1 (teilw.), 10/10 (teilw.), 55/1 (teilw.) sowie 52/14 (teilw.) als Stra-
ßenverkehrs-fläche in der Gemarkung Oerzen, Flur 1. 

Der Geltungsbereich wird begrenzt: 

im Norden: durch Wald- und landwirtschaftliche Flächen 

im Osten: durch Wald- und landwirtschaftliche Flächen  

im Süden: durch Wald- und landwirtschaftliche Flächen 

im Westen: durch Waldflächen 

2.3 Planerarbeitung und Gutachten 
Als Kartengrundlage für den rechtlichen topografischen Nachweis der Flurstücke dient eine 
vom Landesamt für Geoinformation und Landesvermessung Niedersachsen (LGLN) bereitge-
stellte Amtliche Liegenschaftskatasterinformationssystem-Karte (ALKIS) vom 23.02.2026. 

Mit der Ausarbeitung des Bebauungsplans wurde das Büro E&P Evers Stadtplanungsgesell-
schaft mbH, Ferdinand-Beit-Straße 7b in 20099 Hamburg als Dritte i. S. des § 4b BauGB sowie 
für den Umweltbericht das Büro IDN Ingenieur-Dienst-Nord GmbH, Marie-Curie-Str. 13, 28876 
Oyten beauftragt. Als fachplanerische Grundlagen für die Erarbeitung des Bebauungsplans 
wurden folgende Gutachten bzw. Untersuchungen herangezogen: 

• Avifaunistisches Gutachten vom 03.07.2024 
• Biotopkartierung vom 08.05.2026 
• Blendgutachten vom 15.05.2026 
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• Stellungnahme zum Schallschutz vom 03.06.2026 
• Stellungnahme zum Brandschutz vom 08.06.2026 
• Baugrundgutachten (beauftragt) 

3 Angaben zur Lage und zum Bestand 

3.1 Aktuelle Nutzungen, Umfeld  
Das Plangebiet wird, wie auch das Umfeld, durch landwirtschaftlich genutzte Flächen (Acker-
bau) geprägt. Auf den südwestlich an das Plangebiet angrenzenden Flurstücken 2/1, 1/1 und 
58/1, Gemarkung Oerzen (1277), Flur 1 sowie auf dem nördlich angrenzendem Flurstück 
191/2, Gemarkung Südergellersen, Flur 2 befinden sich kleine bewaldete Flächen. Unmittelbar 
südlich des Geltungsbereichs ist die Straße K20 von begleitenden Gehölzen und Baumreihen 
geprägt. 

Das Plangebiet ist darüber hinaus nicht versiegelt. Die umliegenden Verkehrswege, beste-
hend aus der K 20 und kleineren Wirtschaftswegen sind überwiegend von ausgedehnten 
Acker- und Grünlandflächen umgeben. Hinzukommen vereinzelt angeordnete Gehölzstreifen, 
die das Landschaftsbild gliedern, sowie punktuell Waldflächen im Südwesten und einer grö-
ßeren Waldfläche im Nordosten. 

Östlich in einer Entfernung von ca. 1.200 m grenzt die Ortschaft Oerzen an. Das Ortsbild ist 
geprägt durch vereinzelte Ein- und Mehrfamilienhausbebauung, die durch großflächige Grün-
flächen und Bäumen umgeben ist. Im südlichen und westlichen Umfeld dominieren ebenfalls 
landwirtschaftliche Nutzungen, die den ländlichen Charakter der Region unterstreichen.  

3.2 Eigentumsverhältnisse 
Die Flurstücke im Plangebiet liegen in privatem Eigentum mit vertraglich abgesichertem Zu-
griffsrecht durch die Vorhabenträgerin. 

3.3 Bestehende Infrastruktur 
In der Umgebung des Plangebiets befinden sich bereits ein Solarpark sowie der Windpark 
Südergellersen und der Windpark Oerzen. In beiden sind in naher Zukunft Repowering und 
neue Anlagen geplant. 

3.3.1 Denkmalschutz, Archäologische Bodenfunde, Kulturdenkmale 
Innerhalb des Plangebietes befinden sich gemäß den Angaben des Landkreises Lüneburg 
(GeoPortal) weder Baudenkmale noch ein ausgewiesener Denkmalbereich. Auch Hinweise 
auf das Vorhandensein von Bodendenkmalen liegen im Planbereich nicht vor. Unabhängig 
davon wird auf die Vorschriften in § 14 Niedersächsisches Denkmalschutzgesetz (NDSchG) 
verwiesen. Ein entsprechender Hinweis wurde in den Textteil der Planzeichnung aufgenom-
men. 

3.3.2 Verkehrsinfrastruktur 
Das Plangebiet ist im Süden durch die Kreisstraße K 20 und im Norden über Wirtschaftswege 
angebunden. Die K 20 führt östlich nach Oerzen sowie zur Bundesstraße 209, über die Lüne-
burg und Amelinghausen erreicht werden kann. In Richtung Westen führt die K 20 nach Wet-
zen. 
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3.3.3 Immissionsschutz 
Schallemissionen im Bestand im Vorhabengebiet sind durch die südlich anliegende Kreis-
straße K 20 sowie durch die Windparks Oerzen und Süderheide vorhanden. Für die geplante 
Nutzung der PV-Freiflächenanlagen ist keine Beeinträchtigung zu erwarten. 

3.3.4 Altlasten und Kampfmittel 
Die Auswertung der Themenkarte Altlasten des Niedersächsischen Bodeninformationssys-
tems (NIBIS) ergab keine Hinweise auf Altablagerungen oder Altlasten im Änderungsbereich. 

Gemäß den Angaben des Landkreises Lüneburg (GeoPortal) befindet sich unmittelbar nörd-
lich sowie östlich angrenzend an den Änderungsbereich zwei altlastenverdächtige Fläche. In-
nerhalb des Änderungsbereichs sind keine Altlastenverdachtsflächen oder Altlasten im Sinne 
des § 2 Abs. 3 bis 6 des Bundes-Bodenschutzgesetzes (BBodSchG) erfasst.   

Es wurden Auskünfte zur Kampfmittelbeseitigung vom Landesamt für Geoinformation und 
Landesvermessung Niedersachen (LGLN) eingeholt. Die Anfrage ergab, dass auf dem be-
troffenen Flurstück keine Kampfmittelbelastung vermutet wird. 

Es wird darauf hingewiesen, dass Zufallsfunde von Munition nie gänzlich auszuschließen sind. 
Dieser Hinweis steht nicht im Widerspruch zur grundsätzlichen Freigabe der beabsichtigten 
Bauarbeiten. Sollten Kampfmittel gefunden werden, ist die Erdarbeit aus Sicherheitsgründen 
einzustellen und umgehend die zuständige Polizeidienststelle, das Ordnungsamt oder den 
Kampfmittelbeseitigungsdienst des Landes Niedersachsens bei der RD Hameln-Hannover 
des LGLN direkt zu benachrichtigen. 

3.3.5 Natur-, Landschafts-, Gewässer- und Bodenschutz 
Das Plangebiet weist eine flache Topografie auf, welches auf einem Niveau von ca. 43 bis 48 
m über Normalhöhennull (üNHN) liegt.  

Das Plangebiet ist Teil der naturräumlichen Region Lüneburger Heide und Wendland. Die zum 
niedersächsischen Geestland zugehörige Region ist geprägt durch Endmoränen, sandige Bö-
den und ausgedehnte Heideflächen sowie Wälder. Sie erstreckt sich südlich von Hamburg und 
bildet eine eiszeitlich geformte Landschaft mit Erhebungen und Flussläufe wie die Ilmenau. 
Die Planungsflächen stellen keine Böden mit besonderer Bedeutung dar. 

Hinweis zur frühzeitigen Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB und § 4 Abs. 1 BauGB: 

Nähere Angaben zu Natur-, Landschafts-, Gewässer- und Bodenschutz sind dem Umweltbe-
richt zu entnehmen und werden im weiteren Verfahren in der Begründung ergänzt.  

FFH- und EU-Vogelschutzgebiete 
Nordöstlich vom Plangebiet in einer Entfernung von ca. 500m befindet sich das FFH-Gebiet 
Hasenburger Bachtal. Im Plangebiet selbst befinden sich keine nach der Flora-Fauna-Habitat 
Richtlinie (FFH-RL) oder nach der EU-Vogelschutz-Richtlinie ausgewiesenen Gebiete. 

Nationalparke und Naturparke, Biosphärenreservate 
Das Plangebiet befindet sich im Naturpark Lüneburger Heide. Im Plangebiet und in der direk-
ten Umgebung befinden sich keine Nationalparke oder Biosphärenreservate.  

Schutzgebiete 
Nordöstlich vom Plangebiet in einer Entfernung von ca. 500m befindet sich das Naturschutz-
gebiet Hasenburger Bachtal. Nahezu unmittelbar nördlich an das Plangebiet angrenzend be-
findes sich das Landschaftsschutzgebiet Südergellerser Bach. 
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Im Plangebiet selbst befinden sich keine Schutzgebiete. 

Gesetzlich geschützte Biotope  
Im Plangebiet befindet sich kein unter den Schutz des § 30 BNatSchG in Verbindung mit § 24 
des Niedersächsisches Ausführungsgesetz zum Bundesnaturschutzgesetz (NAGB-NatSchG) 
fallendes Biotop. 

Hinweis zur frühzeitigen Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB und § 4 Abs. 1 BauGB: 

Nähere Angaben zu gesetzlich geschützten Biotopen sind dem Umweltbericht zu entnehmen 
und werden im weiteren Verfahren in der Begründung ergänzt. 

Wasserschutz 
Das Plangebiet befindet sich nicht innerhalb eines Wasserschutzgebiets. 

Nördlich des Plangebiets verläuft der Südergellerser Bach als Gewässer 3. Ordnung. Dieser 
verläuft weiter in östlicher und Richtung.  

Es ist nicht von einer erheblichen Beeinträchtigung des Grundwassers oder der Oberflächen-
gewässer durch die geplante PV-FFA auszugehen. 

Bodenschutz 

Hinweis zur frühzeitigen Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB und § 4 Abs. 1 BauGB: 

Nähere Angaben zum Bodenschutz im Bestand sind dem Umweltbericht zu entnehmen und 
werden im weiteren Verfahren in der Begründung ergänzt. 

  



Bebauungsplan Nr. 26 „Solarpark Oerzen-Nord“   BEGRÜNDUNG - Vorentwurf 

 9 

4 Planerische Vorgaben 
Die Ziele, Grundsätze und sonstigen Erfordernisse der Landesplanung und Raumordnung 
werden über das Landesraumordnungsprogramm Niedersachsen sowie über das Regionale 
Raumordnungsprogramm Landkreis Lüneburg definiert. 

Ziele der Raumordnung sind keiner Abwägung zugänglich und daher von der Gemeinde Emb-
sen sowie sonstigen öffentlichen Stellen bei allen raumbedeutsamen Planungen und Maßnah-
men zu beachten. Grundsätze der Raumordnung sind Aussagen zur Entwicklung, Ordnung 
und Sicherung des Raums als Vorgaben für nachfolgende Abwägungs- und Ermessensent-
scheidungen. Sie sind somit von der Gemeinde Embsen im Rahmen der Abwägung zu be-
rücksichtigen. 

4.1 Landesraumordnungsprogramm (LROP 2022) 
Das Landesraumordnungsprogramm (LROP) Niedersachsen dient als Grundlage für die 
räumliche Entwicklung des Landes. Für das Plangebiet und den vorliegenden Planungsanlass 
sind auf Grundlage des Landesraumordnungsprogramms Niedersachsen in der Fassung vom 
6. Dezember 2017, zuletzt geändert am 28. Juni 2022, folgende Ziele (fett gedruckt) und 
Grundsätze der Raumordnung zu beachten: 

LROP 4.2.1 Erneuerbare Energieerzeugung – Ziffer 01 

„1Bei der Energieerzeugung sollen Versorgungssicherheit, Kostengünstigkeit, Effizi-
enz, Klima- und Umweltverträglichkeit berücksichtigt werden. (G) 
2Die nachhaltige Erzeugung erneuerbarer Energien soll vorrangig unterstützt werden. 
3Bei allen raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen sollen die Möglichkeiten der 
Nutzung der erneuerbaren Energien, der Sektorkopplung sowie der Energieeinsparung 
berücksichtigt werden. (G) 
4Die Träger der Regionalplanung sollen im Sinne des Niedersächsischen Klimageset-
zes darauf hinwirken, dass unter Berücksichtigung der regionalen Gegebenheiten der 
Anteil erneuerbarer Energien, insbesondere der Windenergie, der Solarenergie, der 
Wasserkraft, der Geothermie sowie von Bioenergie und Energie aus Wasserstoff, 
raumverträglich ausgebaut wird. (G) 

[…].“  

LROP 4.2.1 Erneuerbare Energieerzeugung – Ziffer 03 

„1 Der Ausbau von Anlagen zur Erzeugung von Strom aus solarer Strahlungsenergie 
(Photovoltaik) soll landesweit weiter vorangetrieben und bis zum Jahr 2040 eine Leis-
tung von 65 GW installiert werden. 2 Dabei sollen vorrangig bereits versiegelte Flächen 
und Flächen auf, an oder in einem Gebäude oder einer Lärmschutzwand sowie sons-
tigen baulichen Anlagen in Anspruch genommen werden. 3 Mindestens 50 GW der in 
Satz 1 genannten Anlagenleistung sollen auf Flächen nach Satz 2 installiert werden; 
im Übrigen soll die Anlagenleistung in Form von Freiflächenphotovoltaikanlagen in da-
für geeigneten Gebieten raumverträglich umgesetzt werden.4 Vorbehaltsgebiete für die 
Landwirtschaft sollen hierfür nicht in Anspruch genommen werden. 5 Abweichend von 
Satz 4 können Vorbehaltsgebiete für die Landwirtschaft für raumverträgliche Anlagen 
der Agrar-Photovoltaik vorgesehen werden. […] (G) 
7 Zur Verbesserung der Standortentscheidungen für Anlagen zur Erzeugung von Strom 
aus solarer Strahlungsenergie sollen die Träger der Regionalplanung im Benehmen 
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mit den Gemeinden und den landwirtschaftlichen Fachbehörden regionale Energiekon-
zepte erstellen und in die Regionalen Raumordnungsprogramme integrieren.“ (G) 

Da es sich bei dem Vorhaben um den Bau einer Photovoltaik-Freiflächenanlage handelt, wird 
den Grundsätzen zur erneuerbaren Energieerzeugung weitgehend entsprochen. Entspre-
chend Ziffer 03, Satz 2 sollen hierfür vorrangig versiegelte Flächen und Flächen auf, an oder 
in einem Gebäude oder einer Lärmschutzwand sowie sonstigen baulichen Anlagen in An-
spruch genommen werden. Diese Anforderung wird durch das Vorhaben nicht erfüllt, aller-
dings wurde das „Entwicklungskonzept zur Standortwahl von PV-Freiflächenanlagen“ der 
Samtgemeinde Ilmenau erstellt, bei der das Plangebiet als ein geeigneter Standort ermittelt 
wurde (siehe Kapitel 4.4).  

Für den Landkreis Lüneburg gibt es derzeit kein regionales Energiekonzept zur Verbesserung 
der Standortentscheidung für Anlagen zur Erzeugung von Strom aus solarer Strahlungsener-
gie. 

In der Begründung zur Änderung des LROP 2022 wird ausgeführt, welche PV-FFA Einschrän-
kungen unterliegen und welche Voraussetzungen anhand der vorgenannten Grundsätze und 
Ziele gelten. Es ist vorgesehen, dass, soweit die Träger der Regionalplanung Teile ihrer Pla-
nungsräume mit einem raumordnerischen Vorbehalt zugunsten der landwirtschaftlichen Bo-
dennutzung versehen haben, raumbedeutsame Photovoltaikanlagen dahinter zurückstehen 
sollen. Bei Vorbehaltsgebieten handelt es sich um berücksichtigungspflichtige Grundsätze der 
Raumordnung, sie sind daher einer Abwägung im Rahmen der Bauleitplanung zugänglich. 
Satz 4 dient lediglich der Klarstellung dieser Steuerungswirkung von Vorbehaltsgebieten Land-
wirtschaft auf Ebene der Regionalen Raumordnungsprogramme, entfaltet jedoch keine 
darüberhinausgehende Steuerungswirkung. 

Die Berücksichtigungspflicht von Vorbehaltsgebieten bei der Bauleitplanung bezieht sich ge-
mäß § 4 ROG Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 ROG dabei nur auf raumbedeutsame und überörtliche 
Planungen und Maßnahmen. Die Raumbedeutsamkeit ist anhand der konkreten Umstände im 
Einzelfall zu beurteilen. Die Beurteilung der Raumbedeutsamkeit erfolgt unter zwei Gesichts-
punkten. Erstens ist zu klären, ob „Raum in Anspruch genommen“ (raumbeanspruchend) wird. 
Zweitens ist zu klären, ob die räumliche Entwicklung oder Funktion eines Gebietes „beein-
flusst“ (raumbeeinflussend) (§ 3 Abs. 1 Nr. 6 ROG.) wird.  
Das Merkmal „raumbeanspruchend“ wird in der Regel durch die Größe des Vorhabens abge-
bildet. In Bezug auf die Beeinflussung des Raumes durch PV-FFA ist zu prüfen, ob durch das 
Vorhaben die räumliche Entwicklung oder Funktion eines Gebietes beeinflusst wird (raumbe-
einflussend). Die Wirkung muss dabei über den Nahbereich hinausgehen. Einzustellen sind 
daher auch Lage, Sichtbarkeit und Auswirkung auf die weitere Umgebung. Gemäß der Be-
gründung des LROP haben PV-FFA, die in ein Energieversorgungsnetz (§ 3 Nr. 16 Energie-
wirtschaftsgesetz) einspeisen, in aller Regel aufgrund ihrer Größe und des Erfordernisses von 
entsprechenden Anbindungsleitungen eine raumbedeutsame, überörtliche Wirkung. Das Vor-
haben gilt daher als raumbeanspruchend sowie raumbeeinflussend, insbesondere aufgrund 
seiner Größe von 30,5 ha. 

Grundsätzlich gibt es gemäß LROP mit rund 600.000 ha ein ausreichend vorhandenes Flä-
chenpotenzial für die Errichtung von PV-FFA außerhalb der Vorbehaltsgebiete Landwirtschaft. 
Dennoch soll zur Sicherstellung der Erreichung der Ausbauziele der Belang der Landwirtschaft 
beim Bau von PV-FFA künftig der Abwägung zugänglich sein. Der bisherige Ausschluss von 
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PV-FFA auf Vorbehaltsgebieten Landwirtschaft ist mit der Änderung 2022 dementsprechend 
zurückgenommen worden (LROP Änderung 2022, Begründung, S. 8). 

In Regionen mit einem hohen Anteil gepachteter landwirtschaftlicher Flächen kann es durch 
die zunehmende Inanspruchnahme von Flächen für Photovoltaik-Freiflächenanlagen zu Flä-
chenkonkurrenzen kommen und dadurch der bestehende Strukturwandel in der Landwirt-
schaft weiter beschleunigt werden. Der bisherige Grundsatz, dass vorrangig weniger für die 
Landwirtschaft geeignete Standorte – insbesondere kohlenstoffhaltige Böden und Böden mit 
geringer Feuchtestufe – für PV-FFA genutzt werden sollen, wurde mit der Änderung des Lan-
des-Raumordnungsprogramms (LROP) 2022 aufgegeben. Dadurch sind nun auch ertragrei-
che Ackerstandorte grundsätzlich für Photovoltaiknutzung geeignet. Zusätzlich wird dem § 3 
a des Niedersächsischen Gesetz zur Förderung des Klimaschutzes und zur Minderung der 
Folgen des Klimawandels (NKlimaG) gefolgt. 

Mit der Rücknahme des Ausschlusses von PV-FFA auf Vorbehaltsgebieten Landwirtschaft so-
wie der Rücknahme des Vorrangs von Flächen, welche wenig geeignet für die Landwirtschaft 
sind, steht das Vorhaben der Realisierung von PV-FFA den Zielen und Grundsätzen des 
LROP nicht entgegen. In der Standortalternativenprüfung werden ebenfalls Flächen trotz Vor-
behaltsgebiet Landwirtschaft berücksichtigt (siehe Kapitel 4.4). 

Zu der Ziffer 03, Sätze 5 und 6 wird weitergehend klargestellt, dass die Einschränkung von 
Photovoltaik-Freiflächenanlagen auf Vorbehaltsgebieten für die Landwirtschaft nicht für raum-
verträgliche Agrar-Photovoltaikanlagen gilt. Hier entfällt somit die Pflicht zur Abwägung des 
landwirtschaftlichen Belangs auf Ebene der Bauleitplanung. Da eine derartige Nutzung im vor-
liegenden Vorhaben jedoch nicht vorgesehen ist, ist dieser Aspekt für die weitere Betrachtung 
generell nicht relevant. 

Für die überörtliche Raumordnung sind jedoch weitere Darstellungen im Umfeld des Plange-
biets von Bedeutung: 

Nordöstlich außerhalb des Geltungsbereichs ist in der zeichnerischen Darstellung des Lan-
desraumordnungsprogramms 2017 ein Natura 2000 Gebiet dargestellt. Südlich außerhalb des 
Geltungsbereichs befindet sich mit der Bundesstraße 209 (B 209) ein Vorranggebiet Haupt-
verkehrsstraße. Während sich nordwestlich außerhalb des Geltungsbereichs ein Vorrangge-
biet Wald befindet (vgl. Abbildung 1).  
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Abbildung 1: Auszug aus dem LROP 2022; Lage des Geltungsbereichs orange hervorgehoben 

Weitere zeichnerische Darstellungen im Landesraumordnungsprogramm liegen für das Plan-
gebiet nicht vor.  

Die Grundsätze des LROP werden durch die erfolgte Standortalternativenprüfung (siehe Ka-
pitel 4.4) sowie die Erstellung des Bebauungsplanes vollständig berücksichtigt. Das Vorhaben 
dient dem Ziel, durch die Errichtung einer PV-FFA einen Beitrag zu einer CO₂-ärmeren, kos-
tengünstigeren und stärker auf Eigenversorgung ausgerichteten bzw. von Importen unabhän-
gigen Energieversorgung zu leisten. Dies ist im Sinne der landesplanerischen Vorgaben für 
die Entwicklung einer preiswerten, sicheren und umweltverträglicheren Energieversorgung.  

Photovoltaik-Freiflächenanlagen sind vom Gesetzgeber für den Außenbereich nur entlang von 
Autobahnen und Schienenwegen des übergeordneten Netzes im Sinne des § 2b des Allge-
meinen Eisenbahngesetzes mit mindestens zwei Hauptgleisen und in einer Entfernung zu die-
sen von bis zu 200 Metern, gemessen vom äußeren Rand der Fahrbahn sowie in begrenzter 
Größe und Anzahl im räumlich-funktionalen Zusammenhang mit einem land-, forst- oder gar-
tenbaulichen Betrieb, privilegiert (vgl. § 35 Abs. 1 Nrn. 8b und 9 BauGB) und unterliegen des-
halb dem Grundsatz, dass der Außenbereich von ihnen freigehalten werden soll. Sie sind nur 
zulässig, soweit Städte und Gemeinden diese bauleitplanerisch ausweisen (LROP Änderung 
2022, Begründung, S. 67). Da das Vorhaben nicht im 200-Meter-Bereich des äußeren Fahr-
bahnrandes liegt und somit keine baurechtliche Privilegierung nach § 35 BauGB vorliegt, be-
darf es der Aufstellung eines Bebauungsplans. 
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4.2 Regionalplanung 

Auf Ebene der Regionalplanung ist das Regionale Raumordnungsprogramm (RROP) 2003, 
in der Fassung der 2. Änderung von 2016 gültig. Stand Mai 2026 läuft das Verfahren zur 
Neuaufstellung des Regionalen Raumordnungsprogramms (RROP 2025). Das RROP 2025 
wurde vom Kreistag in seiner Sitzung am Donnerstag (19. März 2026) als Satzung beschlos-
sen. Das RROP liegt demnach beim Amt für regionale Landesentwicklung zur Genehmi-
gung. Mit der öffentlichen Bekanntmachung der Genehmigung tritt das neue Programm in 
Kraft. Gleichzeitig wird das bisher gültige Raumordnungsprogramm aus dem Jahr 2003 mit 
seinen Änderungen aus den Jahren 2010 und 2016 außer Kraft gesetzt. 

4.2.1 Regionales Raumordnungsprogramm (RROP) 2003, 2. Änderung 2016 
Die Ziele und Grundsätze der Landesraumordnung werden im Regionalen Raumordnungspro-
gramm (RROP) konkretisiert. Für das Plangebiet und den vorliegenden Planungsanlass sind 
auf Grundlage des RROP 2016 daher folgende Ziele (fett gedruckt) und Grundsätze der 
Raumordnung zu beachten. 

Der als Sonderbaufläche für die Solarenergie vorgesehene Teil des Änderungsbereichs befin-
det sich in einem Vorbehaltsgebiet Trinkwassergewinnung insbesondere im östlichen Bereich 
in einem Vorranggebiet Windenergienutzung sowie einem Vorbehaltsgebiet Landwirtschaft – 
aufgrund hohen, natürlichen standortgebundenen landwirtschaftlichen Ertragspotentials. Teile 
des westlichen Änderungsbereiches befinden sich in einem Vorbehaltsgebiet Forstwirtschaft 
sowie einem Vorbehaltsgebiet Erholung.  

 

Abbildung 2: Auszug aus dem RROP 2003, 2. Änderung 2016; Lage des Geltungsbereichs orange hervorgehoben 
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Windenergienutzung 

Abschnitt 4.2 Ziffer 01 RROP 2003, 2. Änderung 2016 

Für die Nutzung der Windenergie durch raumbedeutsame Windenergieanlagen im 
Landkreis Lüneburg sind in der Zeichnerischen Darstellung Vorranggebiete Wind-
energienutzung, die zugleich die Wirkung von Eignungsgebieten haben, festge-
legt. (G) 

Abschnitt 4.2 Ziffer 02 RROP 2003, 2. Änderung 2016 

Außerhalb der in der Zeichnerischen Darstellung festgelegten „Vorranggebiete 
Windenergienutzung mit der Wirkung von Eignungsgebieten“ ist die Errichtung von 
raumbedeutsamen Windenergieanlagen im Planungsraum Landkreis Lüneburg 
ausgeschlossen. Andere raumbedeutsame Nutzungen, die der Windenergienut-
zung entgegenstehen, sind in den Vorranggebieten mit der Wirkung von Eignungs-
gebieten nicht zugelassen. (Z) 

Abschnitt 4.2 Ziffer 04 RROP 2003, 2. Änderung 2016 

Bei der Nutzung der Vorranggebiete Windenergienutzung mit der Wirkung von Eig-
nungsgebieten ist auf eine minimierte Belastung der Bevölkerung durch Windener-
gieanlagen zu achten. (G) 

Abschnitt 4.2 Ziffer 08 RROP 2003, 2. Änderung 2016 

Erneuerbare Energien, wie z. B. Windenergie, […] sind vorrangig zu nutzen und 
mit den übrigen raumordnerischen Erfordernissen in Einklang zu bringen. […] (Z) 

Bei dem Änderungsbereich handelt es sich gemäß dem RROP 2003, 2. Änderung 2016 in 
Teilbereichen um ein Vorranggebiet Windenergie. Auf der Ebene des Bebauungsplans wird 
die Raumordnung berücksichtigt, da die vorgesehenen, kurz vor dem Bau befindlichen Wind-
energieanlagen durch den Geltungsberiech ausgespart werden und die PV-FFA der Wind-
energie so nicht entgegensteht. 

Landwirtschaft 

Abschnitt 3.2.1 Ziffer 01 RROP 2003, 2. Änderung 2016 

Die Landwirtschaft im Landkreis Lüneburg wird überwiegend auf der Grundlage 
guter Böden und einer im Vergleich zu anderen Räumen besseren Struktur betrie-
ben. In diesen Gebieten mit vorherrschend günstiger und entwicklungsfähiger 
landwirtschaftlicher Betriebs- und Produktionsstruktur soll eine gesunde Agrar-
struktur unter besonderer Berücksichtigung der Bestandspflege gesichert und ent-
wickelt werden. Die für die landwirtschaftliche Bodennutzung besonders gut ge-
eigneten Böden sollen nur in dem notwendigen Umfang von anderen raumbean-
spruchenden Planungen und Maßnahmen, die für die angestrebte regionale und 
überregionale Entwicklung erforderlich sind, in Anspruch genommen werden. (G) 

Teile des östlichen Änderungsbereiches befinden sich innerhalb des Vorbehaltsgebietes 
Landwirtschaft – aufgrund hohen, natürlichen standortgebundenen landwirtschaftlichen Er-
tragspotentials. Durch die geplante Nutzung der Fläche für eine PV-FFA wird die derzeitige 
landwirtschaftliche Nutzung des Gebiets aufgegeben. Allerdings wurde eine 
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Standortalternativenprüfung im Rahmen des „Entwicklungskonzept zur Standortwahl von Pho-
tovoltaik-Freiflächenanlagen“ der Samtgemeinde Ilmenau durchgeführt, bei der das Plange-
biet als „bedingt geeignete Flächen für Photovoltaik“ ermittelt wurde (siehe Kapitel 4.4). Die 
Landwirtschaftsfläche wird durch die zeitliche Beschränkung der Nutzung für die solare Ener-
giegewinnung nicht dauerhaft einer landwirtschaftlichen Nutzung entzogen. Es soll nach voll-
ständigem Rückbau des Solarparks die Rückumwandlung des Sonstigen Sondergebietes zu 
Ackerland unter Beachtung der dann gültigen Rechtsvorschriften erfolgen. Es kann darüber 
hinaus damit gerechnet werden, dass durch die Bewirtschaftungspause und der damit einher-
gehende Verzicht auf Düngemittel und Pestizide die Bodenfunktionen und damit die Ertragfä-
higkeit für die zukünftige Landwirtschaft deutlich verbessert wird. 

Wald 

Abschnitt 3.2.1 Ziffer 14 RROP 2003, 2. Änderung 2016 

Die in der Zeichnerischen Darstellung ausgewiesenen Vorbehaltsgebiete für Forst-
wirtschaft sind generalisiert3 festgelegt. In diesen Gebieten vorhandene landwirt-
schaftliche Nutzflächen werden in ihrer Nutzung nicht eingeschränkt. In der Ge-
markung Oerzen wird das Vorbehaltsgebiet für Forstwirtschaft nördlich des fest-
gelegten Vorranggebietes für Windenergienutzung Wetzen/Südergellersen/Oer-
zen, Teilbereich Oerzen, reduziert. Die Abgrenzung dieses Vorbehaltsgebietes 
verläuft nunmehr 100 m parallel zur nördlichen Begrenzung der Teilfläche Oerzen 
des oben genannten Vorranggebiets für Windenergienutzung. (Z) 

Der Geltungsbereich wird im westlichen Teil als Vorbehaltsgebiet für Forstwirtschaft ausge-
wiesenen und grenzt an vorhandene Waldflächen an. Die Waldflächen werden nicht durch die 
zukünftige Nutzung beansprucht. Zu den Waldaußenrändern wird ein Abstand von 5 m einge-
halten (siehe Kapitel 4.3.3). 

Wasserschutz 

Abschnitt 3.2.4 Ziffer 16 RROP 2003, 2. Änderung 2016 

In der Zeichnerischen Darstellung sind die Einzugsgebiete vorhandener Wasser-
gewinnungsanlagen als Vorranggebiete Trinkwassergewinnung festgelegt. Dar-
über hinaus werden Vorbehaltsgebiete für Trinkwassergewinnung festgelegt, die 
sich über den jetzigen Bedarf hinaus zur Wassergewinnung eignen und voraus-
sichtlich benötigt werden. (Z) 

Das vollständige Plangebiet liegt innerhalb eines Vorbehaltsgebiets Trinkwassergewinnung. 
Bei ordnungsgemäßer Errichtung und Wartung der Photovoltaikanlagen sind keine erhebli-
chen stofflichen Belastungen des Grundwassers zu erwarten. Die vorliegende Planung ist da-
hingehend mit dem Vorbehaltsgebiets Trinkwassergewinnung vereinbar. 

Erholung 

Abschnitt 2.1 Ziffer 09 RROP 2003, 2. Änderung 2016 

Gemeinden, die Anteil an einem im zeichnerischen Teil dieses Regionalen Raum-
ordnungsprogramms dargestellten Vorbehaltsgebiet Erholung haben, können un-
ter Beachtung der Ziele der Raumordnung vornehmlich flächen- und 
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landschaftsbezogene Erholungseinrichtungen schaffen. Hier sind Einrichtungen 
möglich, wie z. B. Trimmpfad, Spielplätze, Liege- und Spielwiesen, Grillplätze, 
Schutzhütten, Aussichtstürme, Freizeitseen, Nutzung vorhandener Gewässer zum 
Baden, für Eissport, für Sport- und Ausflugsschifffahrt, Wintersport- und Reitmög-
lichkeiten. (G) 

Abschnitt 4.1.2 Ziffer 14 RROP 2003, 2. Änderung 2016 

Regional bedeutsame Rad- und Wanderwege sind in der Zeichnerischen Darstel-
lung festgelegt. Kreisübergreifende Fernwege sind von überregionaler Bedeutung. 
(Z) 

Abschnitt 4.1.2 Ziffer 15 RROP 2003, 2. Änderung 2016 

Der Landkreis Lüneburg ist in das übergeordnete Fernradwegewandernetz weiter 
einzubinden und das bestehende regionale Radwanderwegenetz ist einschließlich 
einer qualitativ hochwertigen Beschilderung weiter zu optimieren. Dafür sind be-
stehende touristische Routen zu nutzen bzw. fehlende Routen auszubauen. Maß-
geblich hierfür sind das Konzept im Rahmen der EU-Ziel-1-Förderung sowie wei-
tere in interkommunaler Kooperation abgestimmte oder noch abzustimmende 
Konzepte, die es zeitnah umzusetzen gilt. Die Vernetzung des Elberadweges mit 
den ins Hinterland führenden Radrouten ist weiter zu optimieren. (Z) 

Der südwestliche Teil des Änderungsbereichs liegt innerhalb eines Vorbehaltsgebietes Erho-
lung. In Vorbehaltsgebieten für Erholung besteht kein Ausschluss anderer Nutzungen, son-
dern es wird eine Abwägung für oder gegen eine bestimmte Nutzung vorgenommen. Die Ver-
einbarkeit von Photovoltaiknutzung und Erholung im vorliegenden Geltungsbereich ist durch 
die Vorprägung des Gebiets durch bereits bestehende Windenergieanlagen, die im Rahmen 
des Vorhabens überwiegend durch Repowering ersetzt und um einige zusätzliche Windener-
gieanlagen ergänzt werden sollen, sowie eine bestehende PV-FFA begründet. Zudem werden 
keine Wanderwege oder der Erholung dienenden Einrichtungen beeinträchtigt. 
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4.2.2 Neuaufstellung Regionales Raumordnungsprogramm (RROP) (3. Entwurf, 2026) 
Das Regionale Raumordnungsprogramm (RROP) 2025 befindet sich derzeit in der Neuauf-
stellung. Der erste Entwurf stammt aus dem Jahr 2022, zum zweiten Entwurf wurde das 2. 
Beteiligungsverfahren im August 2025 beendet. Am 15. Januar 2026 hat der Kreisausschuss 
des Landkreises Lüneburg den 3. Entwurf für die Neuaufstellung des RROP 2025 und die 
Durchführung der förmlichen Beteiligung bis zum 18. Februar 2026 beschlossen. Gemäß § 3 
Abs. 1 Nr. 4a ROG sind die in dem 3. Entwurf bestehenden Ziel-Festlegungen bereits als Ziele 
in Aufstellung zu werten. Das RROP 2025 wurde vom Kreistag in seiner Sitzung am 19. März 
2026 als Satzung beschlossen. Stand Mai 2025 liegt es beim Amt für regionale Landesent-
wicklung zur Genehmigung. Mit der öffentlichen Bekanntmachung der Genehmigung tritt das 
RROP 2025 in Kraft. 

Der als Sonderbaufläche vorgesehene Teil des Änderungsbereichs befindet sich überwiegend 
innerhalb eines Vorranggebiets für Windenergie. Vorranggebiete entfalten den Charakter ei-
nes Zieles der Raumordnung und sind der Abwägung nicht zugänglich. Ergänzend befindet 
sich in Teilbereichen des Änderungsbereiches ein Vorbehaltsgebiet des Biotopverbunds. 

Darüber hinaus sind im Änderungsbereich mehrere Teilflächen als Vorbehaltsgebiete unter-
schiedlicher Kategorien ausgewiesen. Diese gelten als raumordnerische Grundsätze und sind 
dementsprechend der Abwägung zugänglich. So befinden sich dort Vorbehaltsgebiete für die 
Landwirtschaft – teils aufgrund eines hohen Ertragspotenzials, teils wegen besonderer Funk-
tionen, sowie im Westen für Wald. 

Das RROP 2025 für den Landkreis Lüneburg ist ein zentrales Planungsinstrument zur Steue-
rung der räumlichen Entwicklung in der Region. In Verbindung mit dem Landesraumordnungs-
programm Niedersachsen dient es als Grundlage für die Abstimmung und Koordinierung aller 

Abbildung 3: Auszug aus dem RROP 2025, 3. Entwurf 2026; Lage des Geltungsbereichs orange hervorgehoben 
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raumbedeutsamen Fachplanungen und -maßnahmen – etwa im Bereich Siedlungsentwick-
lung, Infrastruktur, Naturschutz, Landwirtschaft und wirtschaftliche Nutzung. Das RROP legt 
langfristige Ziele (Z) und Grundsätze (G) fest und bildet damit den Rahmen für nachfolgende 
Planungen auf kommunaler Ebene. Für die vorliegende Planung sind insbesondere folgende 
Ziele und Grundsätze relevant: 

Windenergie 

Abschnitt 4.2.1 Ziffer 01  RROP 2025  

„1In der zeichnerischen Darstellung sind für die Nutzungen der Windenergie geeignete, 
raumbedeutsame Standorte als Vorranggebiete Windenergienutzung festgelegt.” (Z) 

Abschnitt 4.2.1 Ziffer 02  RROP 2025 

„1Das Repowering von Bestandsanlagen soll in ausgewiesenen Windenergiegebieten 
erfolgen.“ (G) 

Bei dem Änderungsbereich handelt es sich gemäß dem RROP 2025 (3. Entwurf, 2026) über-
wiegend um ein Vorranggebiet Windenergie. Um dem Ziel der Raumordnung, dem Vorrang-
gebiet für die Windenergie, zu folgen, sind die Standorte der geplanten, kurz vor dem Bau 
befindlichen Windenergieanlagen (gleiche Vorhabenträgerin) aus dem Geltungsbereich aus-
geschlossen worden.  

Landwirtschaft 

Abschnitt 3.2.1 Ziffer 02 RROP 2025  

„Zum Schutz einer nachhaltigen Landwirtschaft werden Gebiete mit einer Freiraum-
funktionen und Freiraumnutzungen mittleren bis äußerst hohen natürlichen Boden-
fruchtbarkeit als Vorbehalts- gebiet Landwirtschaft -auf Grund hohen Ertragspotenzi-
als- dargestellt.“ (G) 

Abschnitt 3.2.1 Ziffer 03 RROP 2025  

„Die in der zeichnerischen Darstellung als Vorbehaltsgebiete Landwirtschaft - auf 
Grund besonderer Funktionen - festgelegten Gebiete sollen aufgrund ihrer besonderen 
Bedeutung für Arten und Lebensgemeinschaften, das Landschaftsbild und die Kultur-
landschaft sowie als Beregnungsflächen mit Bedeutung für den Hackfrüchteanbau ge-
sichert werden.“ (G) 

Abschnitt 3.2.1 Ziffer 13 RROP 2025 

„1Waldränder sollen von Bebauung und störenden Nutzungen freigehalten wer-
den.“ (G) 

„2Es soll ein artenreicher und vielfältiger Aufbau des Waldrandes erhalten und entwi-
ckelt werden.“  (G) 

Im Änderungsbereich befinden sich Teilflächen die im RROP 2025 (3. Entwurf, 2026) als Vor-
behaltsgebiete für die Landwirtschaft – teils auf Grund eines hohen Ertragspotenzials, teils auf 
Grund besonderer Funktionen ausgewiesen sind. Durch die geplante Nutzung der Fläche für 
eine PV-FFA wird die derzeitige landwirtschaftliche Nutzung des Gebiets aufgegeben. 
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Allerdings wurde eine Standortalternativenprüfung im Rahmen des „Entwicklungskonzept zur 
Standortwahl von Photovoltaik-Freiflächenanlagen“ der Samtgemeinde Ilmenau durchgeführt, 
bei der das Plangebiet als „bedingt geeignete Flächen für Photovoltaik“ ermittelt wurde (siehe 
Kapitel 4.4). Die Landwirtschaftsfläche wird durch die zeitliche Beschränkung der Nutzung für 
die solare Energiegewinnung nicht dauerhaft einer landwirtschaftlichen Nutzung entzogen. Es 
soll nach vollständigem Rückbau des Solarparks die Rückumwandlung des Sonstigen Son-
dergebietes zu Ackerland unter Beachtung der dann gültigen Rechtsvorschriften erfolgen. Es 
kann darüber hinaus damit gerechnet werden, dass durch die Bewirtschaftungspause und der 
damit einhergehende Verzicht auf Düngemittel und Pestizide die Bodenfunktionen und damit 
die Ertragfähigkeit für die zukünftige Landwirtschaft deutlich verbessert wird. 

Wald 

Abschnitt 3.2.1 Ziffer 18 RROP 2025  

„1Zur Sicherung und Entwicklung des Waldes sowie seiner Nutz-, Schutz- und Erho-
lungsfunktionen sind die bestehenden Waldflächen ab einer Flächengröße von 2,5 ha, 
welche nicht bereits als Vorranggebiet Wald festgelegt sind, in der zeichnerischen Dar-
stellung als Vorbehaltsgebiet Wald festgelegt. 2Von der Festlegung ausgenommen sind 
Waldbereiche in den Vorranggebieten Grünlandbewirtschaftung, -pflege und -entwick-
lung“ (G) 

Der Geltungsbereich grenzt im westlichen Teil an als Vorbehaltsgebiete für Forstwirtschaft 
ausgewiesene Waldflächen an. Die Waldflächen werden nicht durch die zukünftige Nutzung 
beansprucht. Zu den Waldaußenrändern wird ein Abstand von 5 m eingehalten (siehe Kapitel 
4.3.3). 

Natur und Landschaft 

Abschnitt 3.1.2 Ziffer 02 RROP 2025 

„2Die in der zeichnerischen Darstellung als Vorbehaltsgebiet Biotopverbund festgeleg-
ten Entwicklungsflächen des Biotopverbundkonzepts für den Landkreis Lüneburg sol-
len in ihrer Funktion als Suchräume für vernetzende Elemente gesichert und entwickelt 
werden.“ (G) 

Abschnitt 3.1.2 Ziffer 07 RROP 2025 

„1Die in der zeichnerischen Darstellung festgelegten Vorbehaltsgebiete Natur und 
Landschaft sollen als Gebiete, die für den Naturhaushalt und das Landschaftsbild eine 
hohe Bedeutung haben, gesichert und entwickelt werden.“ (G) 

Der Änderungsbereich grenzt an Vorbehaltsgebiete der Natur und Landschaft. Die Auswirkun-
gen des Planvorhabens auf die Natur und Landschaft wurden im Rahmen der Umweltprüfung 
untersucht und im Umweltbericht dargelegt (siehe Kap. 3 Umweltbericht). Ein Vorbehaltsge-
biet hat den Charakter eines Grundsatzes der Raumordnung. Im Vergleich zum Vorranggebiet 
wird es der endgültigen Abwägung vollständig zugänglich gemacht, wirkt nur rahmensetzend 
und überlässt die konkrete Ausgestaltung der nachfolgenden Planung. Zudem ist aufgrund der 
bestehenden Windenergie- und Photovoltaiknutzung im Umfeld des Geltungsbereichs durch 
die vorliegende Planung nicht von relevanten zusätzlichen Beeinträchtigungen auszugehen.  
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4.2.3 Landschaftsrahmenplan Landkreis Lüneburg (LRP) (2017) 
Der gültige Landschaftsrahmenplan (LRP) aus dem Jahr 2017 bildet die konzeptionelle Grund-
lage für die Landschaftsplanung auf Ebene des Landkreises. Im Mittelpunkt stehen eine ziel-
gerichtete Erhebung und Beurteilung ökologisch bedeutsamer Flächen, darunter bestehende 
Natur- und Landschaftsschutzareale sowie besonders schützenswerte Lebensräume. Darauf 
aufbauend werden Maßnahmen zur Sicherung, Pflege und Weiterentwicklung dieser Bereiche 
dargestellt.  

Im Landschaftsrahmenplan ist das Plangebiet als Biotoptyp Sandacker dargestellt. Das Ziel-
konzept stellt als Ziele, Erfordernisse und Maßnahmen für den Bodenschutz im überwiegen-
den Teil des Geltungsbereichs die Erhaltung von Böden mit hoher natürlicher Bodenfruchtbar-
keit für die ackerbauliche Nutzung dar. Textlich wird zum Bodenschutz formuliert: 

„Der Erhaltung und dem Schutz von Böden mit einer hohen natürlichen Bodenfruchtbar-
keit, die derzeit ackerbaulich genutzt werden, gebührt insbesondere in Zeiten zuneh-
menden Flächendrucks einer besonderen Berücksichtigung. Dem Schutz dieser Böden 
gegenüber Siedlungs- und Infrastrukturentwicklungen gilt eine besondere Aufmerksam-
keit. Böden mit einer hohen natürlichen Bodenfruchtbarkeit sind besonders schützens-
wert und sollten der ackerbaulichen Nutzung vorbehalten werden. Durch die Eigenschaf-
ten dieser Böden ist es möglich diese Standorte mit vergleichsweise geringerem Dün-
gemitteleinsatz zu bewirtschaften. Dies trägt zur nachhaltigen Sicherung der Leistungs-
fähigkeit des Naturhaushalts bei (LBEG 2008). Darüber hinaus wird mit dieser Ziel- und 
Maßnahmensetzung indirekt der Nutzungsdruck auf besondere Extremstandorte (Gren-
zertragsstandorte) reduziert. Die Schwerpunkträume dieser Maßnahme liegen im Land-
kreis auf der Geest. Flächenverluste durch Flächenversiegelungen sowie die Auswei-
sung von großflächigen Kompensationsflächen im Sinne der Eingriffsregelung (§ 14 
BNatSchG) sind auf diesen Flächen möglichst zu vermeiden. Ausgenommen hiervon 
sind Maßnahmen zur Strukturförderung und Artenhilfsmaßnahmen, die vorrangig sind. 

Durch die geplante Nutzung der Fläche für eine PV-FFA wird die derzeitige landwirtschaftliche 
Nutzung des Gebiets aufgegeben. Die Landwirtschaftsfläche wird durch die zeitliche Be-
schränkung der Nutzung für die solare Energiegewinnung nicht dauerhaft einer landwirtschaft-
lichen Nutzung entzogen. Siehe zudem Kap. 4.2.1 Landwirtschaft. 
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4.3 Rechtlich beachtliche Rahmenbedingungen 
4.3.1 Bisherige Darstellung des Flächennutzungsplans 
Der gültige Flächennutzungsplan der Samtgemeinde Ilmenau stellt verschiedene Nutzungen 
im Bereich des Plangebietes dar. Der Großteil der Flächen des Plangebiets werden als Flä-
chen für die Landwirtschaft dargestellt. Ein Teil der Flächen im Nordosten wird nachrichtlich 
als Sondergebiet „Windenergie“ im Rahmen der Anpassung an die Vorranggebiete Windener-
gienutzung des RROP, 2. Änderung 2016 dargestellt. Zudem werden die Randbereiche im 
Südwesten teilweise als Flächen für Wald dargestellt. 

Das Vorhaben ist nicht mit den Darstellungen des Flächennutzungsplans vereinbar. Um die 
planungsrechtliche Grundlage für die PV-FFA zu schaffen, ist die Darstellung einer zusam-
menhängenden Sonderbaufläche für den gesamten Geltungsbereich erforderlich. 

4.3.2 Vorhandenes Baurecht / Bebauungspläne 
Für das Plangebiet und die Umgebung liegt bislang kein rechtsverbindlicher Bebauungsplan 
vor. Die Zulässigkeit von Vorhaben richtet sich nach § 35 BauGB. 

4.3.3 Waldabstand 
Im Südwesten grenzen Waldflächen unmittelbar an das Plangebiet an. In Niedersachsen exis-
tiert nach dem Niedersächsischen Gesetz über den Wald und die Landschaftsordnung 
(NWaldLG) keine allgemeine gesetzliche Vorgabe, die einen Mindestabstand zwischen bauli-
chen Anlagen und Waldflächen vorschreibt. Auch das Regionale Raumordnungsprogramm für 
den Landkreis Lüneburg trifft dazu keine Vorgaben. Nach derzeitiger Planung wird ein Abstand 
von 5 m eingehalten. 

Hinweis zur frühzeitigen Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB und § 4 Abs. 1 BauGB: 

Bitte um Mitteilung/Abstimmung durch die Untere Naturschutzbehörde. 

4.3.4 Niedersächsisches Klimaschutzgesetz (NKlimaG) 
Neben den landes- und regionalplanerischen Vorgaben für die Errichtung von PV-FFA sind 
die zusätzlich definierten Ansiedlungsvorgaben aus dem Niedersächsischen Klimaschutzge-
setz (NKlimaG) beachtlich. 

§ 3a NKlimaG 
1Die Planung von Freiflächenanlagen zur Erreichung der Ziele nach § 3 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 3 soll auf bisher landwirtschaftlich genutzten Flächen insbesondere erfolgen auf 

1. kohlenstoffreichen Böden, für die die Möglichkeit der Wiedervernässung besteht, 
2. Böden mit einer bodenkundlichen Feuchtestufe kleiner als 3 oder größer als 8, 

die eine besondere Bedeutung für den Arten- und Biotopschutz nicht aufweisen, 
3. altlastenverdächtigen Flächen sowie 
4. Ackerflächen mit einer mindestens hohen potenziellen Erosionsgefährdung 

durch Wasser 

(Grundsatz der Raumordnung).  
2Auf Böden mit einer Grünland- und Ackerzahl von 50 oder mehr, die nicht zugleich 
Böden im Sinne des Satzes 1 Nr. 2 oder 3 sind, sollen Freiflächenanlagen mit Aus-
nahme von Agri-Photovoltaikanlagen wegen der besonderen Bedeutung dieser Böden 
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für die Sicherung der landwirtschaftlichen Nahrungsproduktion nicht geplant werden 
(Grundsatz der Raumordnung). 

Wie bei Grundsätzen der Raumordnung üblich, kann stets im Einzelfall abgewogen werden, 
ob eine bestimmte landwirtschaftlich genutzte Fläche für PV-FFA ausnahmsweise doch aus-
gewiesen werden soll, weil hierfür besonders wichtige Gründe bestehen. § 3a Satz 1 NKlimaG 
bewirkt also keinen generellen Ausschluss höherwertiger Flächen. 

Dem landesplanerischen Grundsatz, nur landwirtschaftliche Flächen einer anderen Nutzung 
zu überführen, deren Bodenwert niedriger als 50 ist, wird im Falle des Plangebietes entspro-
chen. Die Bodenzahlen im Plangebiet liegen zwischen 21 und 40 (siehe Abbildung 4) und auch 
die Bodenfruchtbarkeit (Ertragsfähigkeit) wird als gering eingestuft. Das Vorhaben bezweckt 
mit der Errichtung einer PV-FFA einen Beitrag für eine CO2-ärmere, preiswertere und auch 
autarke bzw. von Importen unabhängige Energieversorgung zu leisten. Dies ist im Sinne der 
landesplanerischen Vorgaben für die Entwicklung einer preiswerten, sicheren und umweltver-
träglicheren Energieversorgung.  

Fernerhin wird die Landwirtschaftsfläche durch die zeitliche Beschränkung der Nutzung für die 
solare Energiegewinnung nicht dauerhaft einer landwirtschaftlichen Nutzung entzogen. Die 
Nutzung für PV-FFA soll zeitlich begrenzt werden (siehe Kapitel 5.1). Es soll nach vollständi-
gem Rückbau des Solarparks die Rückumwandlung zu Ackerland unter Beachtung der dann 
gültigen Rechtsvorschriften erfolgen. Somit wird eine landwirtschaftliche Nachnutzung sicher-
gestellt. 

 

Aktionsprogramm Niedersächsische Gewässerlandschaften / EU-Wasserrahmenrichtlinie 
(WRRL) 
Nordöstlich des Plangebiets befindet sich um den Südergellerser Bach die Fläche einer Aue 
des WRRL-Prioritätenwassers. In einer Entfernung von ca. 600 m befindet sich in Richtung 
Nordosten zudem mit dem Naturschutzgebiet Hasenburger Bachtal ein naturschutzfachlich 
besonders bedeutsames Gebiet mit Auenbezug. Nach derzeitiger Einschätzung sind keine 
erheblichen Beeinträchtigungen durch das Vorhaben zu erwarten. 

Abbildung 4: Bodenzahl der Bodenschätzung für das Plangebiet (NUMIS: Niedersächsisches Ministerium für Umwelt, Energie 
und Klimaschutz 2023) 
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4.4 Standortalternativenprüfung 

Die Samtgemeinde Ilmenau sieht sich in der Verantwortung, einen aktiven Beitrag zum Aus-
bau erneuerbarer Energien zu leisten. Vor diesem Hintergrund wurde ein gemeindeübergrei-
fendes Entwicklungskonzept zur Errichtung von Freiflächenphotovoltaikanlagen erarbeitet.  

Das Entwicklungskonzept hat potenziell geeignete Standorte für Freiflächenphotovoltaikanla-
gen innerhalb des Samtgemeindegebiets systematisch ermittelt und dient als fachliche Ent-
scheidungsgrundlage zur raumverträglichen Umsetzung der Energiewende und Steuerung 
von PV-FFA. Ziel war es, geeignete und bedingt geeignete Flächen anhand eines mehrstufi-
gen Prüfverfahrens zu identifizieren und Nutzungskonflikte mit Natur-, Landschafts- und Land-
wirtschaftsbelangen möglichst gering zu halten. Dafür wurden verschiedene Kriterien den Ka-
tegorien Ausschlusskriterien, Abwägungskriterien sowie Prüfkriterien der Einzelfallbetrach-
tung eingeteilt. 

Abbildung 5: Gemeinde Embsen in dem Entwicklungskonzept zur Standortwahl von PV-FFA der Samtgemeinde Ilmenau, Plan-
gebiet orange hervorgehoben 
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Der Geltungsbereich des Bebauungsplans befindet sich innerhalb von „Bedingt geeigneten 
Flächen für Photovoltaik“. Bedingt geeignete Flächen sind dabei nicht grundsätzlich ausge-
schlossen, sondern unterliegen einer vertieften Einzelfallprüfung, bei der insbesondere natur-
schutzfachliche Aspekte, landwirtschaftliche Nutzung, Landschaftsbild sowie infrastrukturelle 
Anbindung zu berücksichtigen sind. Eine Inanspruchnahme solcher Flächen wird befürwortet, 
wenn die Belange im Rahmen der Abwägung angemessen berücksichtigt werden und keine 
überwiegenden Konflikte bestehen. 

Vor diesem Hintergrund ist die geplante Entwicklung eines Solarparks auch in einem bedingt 
geeigneten Bereich möglich, insbesondere da die Gemeinde den Ausbau erneuerbarer Ener-
gien aktiv unterstützt und im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens alle vorliegenden Be-
lange mit- und gegeneinander abwägt. 
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5 Planinhalt und Abwägung 

5.1 Art der baulichen Nutzung 
Die beabsichtigte Nutzung im Plangebiet unterscheidet sich wesentlich von den Nutzungen, 
welche nach den §§ 2 bis 10 BauNVO allgemein oder ausnahmsweise zulässig sind. In sol-
chen Fällen kann gemäß § 11 Abs. 1 BauNVO im Bebauungsplan eine Ausweisung als Sons-
tiges Sondergebiet erfolgen. In diesem kann das Nutzungsspektrum so weit eingegrenzt und 
konkretisiert werden, dass nur die im Plangebiet vorgesehene Nutzung zur nachhaltigen Ener-
gieerzeugung durch Photovoltaik stattfinden kann. Das Sonstige Sondergebiet ist in zwei Teil-
bereiche gegliedert, die aufgrund gleicher Festsetzungen und der räumlichen Nähe nicht in 
zwei Sonstige Sondergebiete getrennt sind. 

Für das Plangebiet wird ein Sonstiges Sondergebiet (SO) mit der Zweckbestimmung „Photo-
voltaik-Freiflächenanlage“ festgesetzt.  

Das Sonstige Sondergebiet (SO) mit der Zweckbestimmung „Photovoltaik-Freiflächen-
anlage“ dient der Unterbringung einer Photovoltaik-Freiflächenanlage sowie der zuge-
hörigen Nebenanlagen und technischen Einrichtungen für den Aufbau, die Wartung 
und den Betrieb der Anlagen. (vgl. textliche Festsetzung Nr. 1.1) 

Satz 1 der textlichen Festsetzung Nr. 1.1 benennt die Hauptnutzung, die das Sonstige Son-
dergebiet (SO) „Photovoltaik-Freiflächenanlage“ hauptsächlich prägen soll. Das sonstige Son-
dergebiet mit der Zweckbestimmung „Photovoltaik-Freiflächenanlage“ dient der Erzeugung 
elektrischer Energie. 

 

Die Zweckbestimmung des Sonstigen Sondergebiets „Photovoltaik-Freiflächenanlage“ wird 
dahingehend konkretisiert, dass ausschließlich bauliche und sonstige Anlagen zulässig sind, 
die der Errichtung, dem Betrieb, der Wartung oder dem Rückbau der Photovoltaikanlage die-
nen oder in einem unmittelbaren funktionalen Zusammenhang mit dieser Nutzung stehen (text-
liche Festsetzung Nr. 1.2). 

Im Sonstigen Sondergebiet (SO) mit der Zweckbestimmung „Photovoltaik-
Freiflächenanlage“ sind solche Anlagen zulässig, die im technischen und sachlichen 
Zusammenhang mit der Herstellung der Photovoltaik-Freiflächenanlage stehen, 
insbesondere: 

1. Photovoltaik-Module;  

2. Befestigung der Photovoltaik-Module auf und im Erdboden;  

3. technische Einrichtungen und Anlagen zum Betrieb der Photovoltaikanlage; 

4. Transformatoren-Stationen;   

5. unterirdische Leitungen und Kabel;  

6. die für die Erschließung und Wartung des Gebietes erforderlichen Wege und Stell-
plätze;  

7. Einrichtungen und Anlagen für Wartung, Instandhaltung und Pflege der Photovol-
taik-Freiflächenanlage;  
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8. Einrichtungen und Anlagen für die Sicherheitsüberwachung der Photovoltaik-Frei-
flächenanlage;  

9. Einfriedungen durch Zaunanlagen mit Toren; 

10. Löschwasserentnahmestellen. 

(vgl. textliche Festsetzung Nr. 1.2) 

 

Um den Belangen der Landwirtschaft Rechnung zu tragen, wird die Nutzung des Planvorha-
bens auf einen bestimmten Zeitraum gemäß § 9 Abs. 2 Nr. 2 BauGB befristet sowie als Fol-
genutzung Flächen für die Landwirtschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 18 lit. a BauGB) festgesetzt: 

Das Sonstige Sondergebiet (SO) mit der Zweckbestimmung „Photovoltaik-Freiflächen-
anlage“ ist zeitlich begrenzt auf 30 Jahre ab Inkrafttreten des Bebauungsplanes. Die 
getroffenen Festsetzungen des Bebauungsplanes sind gem. § 9 Abs. 2 Nr. 2 BauGB bis 
zu der endgültigen Beendigung der Nutzung zur Stromerzeugung begrenzt. Der Rück-
bau der Photovoltaik-Freiflächenanlage und der Nebenanlagen hat landschaftsgerecht 
innerhalb von 6 Monaten nach der endgültigen Beendigung der Nutzung zur Stromer-
zeugung zu erfolgen. Als Folgenutzung wird Fläche für Landwirtschaft festgesetzt. (vgl. 
textliche Festsetzung Nr. 1.3) 

Auf diese Weise wird dem Grundsatz der landwirtschaftlichen Bodennutzung im Sinne des § 
1a Abs. 2 Satz 2 BauGB1 Rechnung getragen. Folglich können landwirtschaftliche Belange 
mit anderen öffentlichen Belangen wie eine versorgungssichere und CO2-ärmere Energiever-
sorgung in Einklang gebracht werden. Der Zeitraum von etwa 30 Jahren leitet sich aus der zu 
erwartenden Lebensdauer der Anlagen ab. Die Begrenzung stellt sicher, dass die Anlagen in 
diesem Zeitraum im Rahmen ihrer maximalen Effizienz und Rentabilität betrieben werden kön-
nen, bevor ein Ersatz oder eine Modernisierung der Anlage erforderlich wird. Der Rückbau hat 
durch die Vorhabenträgerin zu erfolgen und ist vertraglich zu vereinbaren. Nach Nutzungsauf-
gabe und Rückführung der PV-Flächen zu einer landwirtschaftlichen Nutzung, werden auch 
die Maßnahmen zur Verringerung und zum Ausgleich der ausgelösten Eingriffe nicht mehr 
erforderlich sein und auch diese Flächen zumindest planungsrechtlich wieder für andere Nut-
zungen zur Verfügung stehen. 

5.2 Maß der baulichen Nutzung 
Das Maß der baulichen Nutzung wird in dem Sonstigen Sondergebiet (SO) mit der Zweckbe-
stimmung „Photovoltaik-Freiflächenanlage“ durch eine Grundflächenzahl sowie die zulässige 
Höhe baulicher Anlagen über Normhöhennull (üNHN) (jeweils als Höchstmaß) bestimmt.   

5.2.1 Grundflächenzahl 
Für das Sonstige Sondergebiet (SO) wird eine Grundflächenzahl (GRZ) von 0,66 als Höchst-
maß festgesetzt.  

Im Sonstigen Sondergebiet (SO) mit der Zweckbestimmung „Photovoltaik-Freiflächen-
anlage“ entspricht die festgesetzte Grundflächenzahl (GRZ) von 0,66 der maximal zu-
lässigen Grundfläche. § 19 Abs. 4 S. 2 BauNVO gilt nicht. (vgl. textliche Festsetzung 
Nr. 2.1) 

 
1 Die sogenannte Umwidmungssperrklausel schützt landwirtschaftliche Bodennutzungen gegenüber anderen gemeindlichen und ggf. 
auch voreiligen Nutzungsabsichten und ist als Abwägungsdirektive im Planverfahren zu berücksichtigen. 
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Die Grundflächenzahl gibt als eine Verhältniszahl an, wieviel Quadratmeter Grundfläche je 
Quadratmeter Grundstücksfläche zulässig ist. Sie bestimmt also den überbaubaren Flächen-
anteil eines für die Nutzung vorgesehenen Grundstückes und gibt folglich den Versiegelungs-
grad sowie die bauliche Dichte wieder. Die zulässige Grundflächenzahl dient insbesondere 
dem Bodenschutz, indem sie eine übermäßige Flächeninanspruchnahme vermeidet und zur 
Erhaltung der Bodenfunktionen beiträgt. 

5.2.2 Höhe baulicher Anlagen 
Die Höhe der baulichen Anlagen soll in dem Sonstigen Sondergebiet (SO) im Bebauungsplan 
durch eine als Höchstmaß zulässige Höhe baulicher Anlagen über Normalhöhennull geregelt 
werden. 

Über die Höhenfestsetzung wird eine maximale Höhe von 4 m über der vorhandenen Gelän-
deoberkante ermöglicht. Die Höhenbegrenzung gilt sowohl für die aufgeständerten Kollektoren 
als auch für die Nebenanlagen und Betriebseinrichtungen.  

Da aktuell noch kein Vermesserplan vorliegt, wird die maximal zulässige Höhe sowie der Min-
destabstand zunächst nur in Bezug zur vorhandenen Geländeoberkante festgesetzt. Zum 
nächsten Verfahrensschritt werden die für die Eindeutigkeit der Höhenfestsetzung erforderli-
chen vorhandenen Geländeoberkanten üNHN als Bezugspunkte nachgetragen. Der Bebau-
ungsplan trifft folgende Festsetzung: 

Unterer Bezugspunkt für die maximal zulässige Höhe der baulichen Anlagen (bis zu 
4 m über Geländeoberkante - GOK) ist die gemittelte natürliche Geländeoberkante 
üNHN am Standort der jeweiligen Anlage. (vgl. textliche Festsetzung Nr. 2.2) 

5.3 Überbaubare Grundstücksfläche 
Die überbaubare Grundstücksfläche innerhalb des Plangebiets wird durch die Festsetzung 
von Baugrenzen bestimmt. Die überbaubare Grundstücksfläche umfasst die baulichen Anla-
gen der Photovoltaik-Freiflächenanlage. 

5.4 Erschließung 
Die Erschließung des westlichen Plangebiets erfolgt von Süden über die Kreisstraße K20, die 
in südöstlicher Richtung an die Bundesstraße 209 angebunden ist. Das östliche Plangebiet 
wird nördlich durch angrenzende Wirtschaftswege erschlossen, welche nach Osten an die K10 
angebunden ist. 

Durch innere und äußeren Erschließungswege wird die Erreichbarkeit sämtlicher Anlagenbe-
reiche sichergestellt. 

5.5 Grünordnung 
Um die Verschattung der unter den Modulen befindlichen Flächen zu reduzieren und eine op-
timale Entwicklung des Extensivgrünlands zu sichern, wird der Mindestabstand zwischen Mo-
dulunterkante und der vorhandenen Geländeoberkante mit 0,8 m festgesetzt. 

Der Mindestabstand zwischen Modulunterkante der Photovoltaikmodule und GOK be-
trägt 0,8 m. (vgl. textliche Festsetzung 3.1) 

Der Umgang mit den sich innerhalb des Sonstigen Sondergebietes befindlichen unversiegel-
ten Flächen (auch unterhalb der Modultische der Photovoltaikanlagen) wird textlich festge-
setzt. Da die Photovoltaikmodule aufgeständert errichtet werden, bleibt unterhalb dieser eine 
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Grünlandfläche erhalten. Diese ist nach folgender Festsetzung dauerhaft zu pflegen und zu 
entwickeln: 

„Die unversiegelten Sondergebietsflächen einschließlich der Flächen unterhalb der 
Modultische der Photovoltaikanlagen sind zu Grünlandflächen zu entwickeln. Dies ist 
mit der Ansaat einer artenreichen regionalen Wiesenuntersaat sicherzustellen. Die 
Grünlandflächen sind dauerhaft extensiv zu pflegen und zu erhalten.“ (vgl. textliche 
Festsetzung Nr. 3.2) 

Zur Pflege sollte einmal jährlich im Herbst (01.09. bis 30.11.) gemäht werden. Die Mahd sollte 
zeitlich so erfolgen, dass zuvor ein Abblühen der Blühpflanzen möglich ist. Das Mahdgut sollte 
darüber hinaus abgefahren werden. Außerdem sollte vom Einsatz von Dünger und Pflanzen-
schutzmitteln sowie einer Bodenbearbeitung abgesehen werden. Auch von Pflegeumbrüchen, 
Walzen, Abschleppen, Striegeln oder der Nutzung durch Saugmäher sollte abgesehen wer-
den. Aufkommende Neophyten sollten frühzeitig entfernt werden. 

Als Saatgut eignen sich auf Freiflächen-Photovoltaik spezialisierte Saatgutmischungen. Zur 
Pflege sollte einmal jährlich im Herbst (01.09. bis 30.11.) gemäht werden. Die Mahd sollte 
zeitlich so erfolgen, dass zuvor ein Abblühen der Blühpflanzen möglich ist. Das Mahdgut sollte 
darüber hinaus abgefahren werden. Außerdem sollte vom Einsatz von Dünger und Pflanzen-
schutzmitteln sowie einer Bodenbearbeitung abgesehen werden. 

Hinweis zur frühzeitigen Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB und § 4 Abs. 1 BauGB: 

Im weiteren Verfahren wird eine Festsetzung zur Entwicklung von Grünlandflächen unterhalb 
der PV-Module in den Bebauungsplan aufgenommen.  

5.5.1 Gewässer- und Bodenschutz 
Hinweis zur frühzeitigen Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB und § 4 Abs. 1 BauGB: 

Die erforderlichen Maßnahmen zum Gewässer- und Bodenschutz sind dem Umweltbericht zu 
entnehmen und werden im weiteren Verfahren in der Begründung ergänzt. 

5.5.2 Besonderer Artenschutz 
Hinweis zur frühzeitigen Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB und § 4 Abs. 1 BauGB: 

Die erforderlichen artenschutzrechtlichen Ausgleichsmaßnahmen werden im weiteren Verfah-
ren im Umweltbericht sowie in der Begründung ergänzt.  

5.6 Ausgleich/Kompensation 
Grundsätzlich sind unvermeidbare Beeinträchtigungen des Naturhaushaltes und des Land-
schaftsbildes zu kompensieren. Insbesondere das Schutzgut Boden ist von den Eingriffen die-
ses Vorhabens besonders betroffen. 

Auf den Flächen kommt es zu Versiegelungen von Böden durch die PV-Module, welche durch 
die festgesetzte GRZ von 0,66 begrenzt ist. Eine Bodengenese kann jedoch unterhalb der 
Module sowie auf allen nicht versiegelten Flächen weiterhin stattfinden.  

Der Kompensationsbedarf für das Schutzgut Boden beträgt 100.584 m2 (Kapitel 7.2 im Um-
weltbericht), welcher planintern mit der Aufwertung der Biotoptypen innerhalb des Baufeldes 
der Freiflächen-Photovoltaikanlage gedeckt werden kann.  

Es sind keine plangebietsexternen Kompensationsmaßnahmen erforderlich. 



Bebauungsplan Nr. 26 „Solarpark Oerzen-Nord“   BEGRÜNDUNG - Vorentwurf 

 29 

5.7 Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen / Immissionsschutz 
Im Plangebiet selbst werden keine schützenswerten Nutzungen vorbereitet. Ebenfalls entste-
hen durch das Planvorhaben selbst keine erheblichen Emissionen in Form von Lärm-, Staub- 
oder Geruchsemissionen, die die umliegenden Bereiche beeinträchtigen könnten, da der Be-
trieb der Photovoltaik-Freiflächenanlage weitgehend emissionsfrei verläuft. Während der Bau-
phase kann es durch den Baustellenverkehr temporär zu Lärm- und Staubimmissionen kom-
men. Diese sind zeitlich begrenzt und haben die geltenden gesetzlichen Vorgaben – insbe-
sondere die Regelungen der TA Lärm und der AVV Baulärm – einzuhalten. 

5.7.1 Blendemissionen 
Das Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) hat den Zweck, Menschen, Tiere, Pflanzen, 
den Boden, das Wasser, die Atmosphäre sowie Kultur- und sonstige Sachgüter vor schädli-
chen Umwelteinwirkungen zu schützen und deren Entstehung vorzubeugen. Immissionen im 
Sinne des BImSchG umfassen unter anderem Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütte-
rungen, Licht, Wärme, Strahlen (z.B. von Funkanlagen) sowie vergleichbare Einwirkungen. 
Auch Lichtreflexionen und Blendwirkungen durch Photovoltaikanlagen zählen grundsätzlich zu 
diesen Immissionen, sofern sie geeignet sind, erhebliche Belästigungen oder Gefährdungen 
hervorzurufen. Allerdings existiert diesbezügliche keine Immissionsschutz-Verordnung, die 
verbindliche Grenzwerte für Lichtimmissionen oder Blendwirkungen festlegt. Die im Immissi-
onsschutz zu beurteilenden Lichteinwirkungen bewegen sich im Bereich der Belästigung. Ge-
sundheitliche Schäden am Auge können bei PV-Anlagen technisch ausgeschlossen werden. 

Schutzwürdige Räume wie z.B. Wohnräume und an Gebäude anschließende Außenflächen 
sind in der direkten Umgebung nicht vorhanden. Erhebliche Beeinträchtigungen sind damit 
ausgeschlossen. Jedoch kann eine verkehrliche Gefährdung durch potenzielle Blendwirkung 
nicht ausgeschlossen werden, da die Kreisstraße K20 südlich angrenzend an das Plangebiet 
verläuft. 

Zur Vermeidung bzw. Minimierung möglicher Lichtimmissionen durch Reflexionen der Solar-
module wird eine Festsetzung zur Ausrichtung und Neigung der Modultische getroffen. Grund-
lage hierfür ist das vorliegende Blendgutachten zum Vorhaben der geplanten PV-FFA Oerzen-
Nord. 

Im Gutachten wurde untersucht, ob und in welchem Umfang Reflexionen der geplanten Pho-
tovoltaikanlage auf die südlich der Anlage verlaufende Kreisstraße K20 einwirken können. Die 
Untersuchung kommt zu dem Ergebnis, dass bei der ursprünglich betrachteten Modulausrich-
tung Lichtimmissionen auf der Kreisstraße in den Morgen- und Abendstunden auftreten kön-
nen. Dabei befinden sich reflektierende Modulbereiche teilweise innerhalb des normalen Sicht-
feldes der Fahrzeugführenden, sodass eine Störung des Straßenverkehrs durch Lichtimmis-
sionen nicht ausgeschlossen werden kann. 

Zur Vermeidung dieser möglichen Beeinträchtigungen empfiehlt das Gutachten eine Änderung 
der Modulausrichtung auf einen Azimutwinkel von 190° bezogen auf Nord = 0°. Für diese al-
ternative Konfiguration zeigt das Gutachten, dass die möglichen Reflexionen außerhalb des 
Sichtfeldes der Fahrzeugführenden liegen. Damit können Störungen des Straßenverkehrs 
durch Blendwirkungen ausgeschlossen werden. 

Die Festsetzung stellt daher sicher, dass die Photovoltaikanlage in einer gutachterlich geprüf-
ten, blendminimierenden Ausrichtung errichtet wird. Zugleich wird durch die Zulässigkeit ab-
weichender Ausrichtungen und Neigungen bei entsprechendem fachgutachterlichem Nach-
weis eine hinreichende planerische Flexibilität eröffnet, sofern keine stärkeren oder verkehrs-
gefährdenden Blendwirkungen entstehen. 
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„Die Modultische der Freiflächen-Photovoltaikanlage sind mit einem Azimutwinkel von 
190° bezogen auf Nord = 0° und einer Neigung von 20° zu errichten. Andere Ausrich-
tungen und Neigungen sind zulässig, wenn gegenüber den vorgenannten Werten 
keine stärkere Blendwirkung der Verkehrsteilnehmer oder sonstiger schutzbedürftiger 
Nutzungen hervorgerufen wird.“ (vgl. textliche Festsetzung Nr. 4.1) 

5.7.2 Schallemissionen 
Von dem Betrieb der der Photovoltaik-Freiflächenanlage gehen in der Regel keine Schalle-
missionen auf die angrenzenden Bereiche aus. Eine schalltechnische Stellungnahme wurde 
dennoch angefragt. In der Berechnung wurden je Trafo 11 Wechselrichter mit maximal 70 
dB(A) angesetzt. Als Ergebnis der Berechnung werden an den nächstgelegenen Wohnhäu-
sern weniger als 15 dB(A) erreicht. Die Geräuschimmissionen sind damit auch in Verbindung 
mit WEA als irrelevant einzustufen. 

Von dem Betrieb der der Photovoltaik-Freiflächenanlage gehen in der Regel keine Schalle-
missionen auf die angrenzenden Bereiche aus. Während der Bauphase können durch den 
Baustellenverkehr temporäre Lärm- und Staubbelastungen auftreten. Diese sind zeitlich und 
räumlich begrenzt und bewegen sich erfahrungsgemäß im Rahmen der einschlägigen Richt-
werte (z. B. nach TA Lärm und AVV Baulärm).  

Im laufenden Betrieb wird der Solarpark lediglich für Kontroll- und Wartungszwecke angefah-
ren, sodass keine erheblichen Lärmemissionen zu erwarten sind. Auch sonstige betriebsbe-
dingte Geräusche bewegen sich nach derzeitiger Planung unterhalb der Immissionsrichtwerte 
und gelten als unerheblich.  

Hinweis zur frühzeitigen Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB und § 4 Abs. 1 BauGB: 

Stellungnahmen im Zuge der frühzeitigen Beteiligung gem. § 4 Abs. 1 BauGB zum Erfordernis 
einer schalltechnischen Untersuchung werden erbeten.  

5.7.3 Schadstoff- und Geruchsemissionen 
Eine Freisetzung von wasser-, boden- oder luftgefährdenden Schadstoffen oder Geruchsemis-
sionen ist nicht zu erwarten.  

6 Nachrichtliche Übernahmen 
Hinweis zur frühzeitigen Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB und § 4 Abs. 1 BauGB: 

Nachrichtliche Übernahmen (u. a. Leitungen) werden im weiteren Verfahren in die Planzeich-
nung des Bebauungsplans aufgenommen. 

Stellungnahmen zu Leitungsverläufen inkl. der Übersendung digitaler Daten werden im Rah-
men der frühzeitigen Beteiligung gem. § 4 Abs. 1 BauGB erbeten. 

7 Örtliche Bauvorschriften 

7.1 Höhenüberschreitungen 
Um die Überwachung der Anlage z.B. durch technische Geräte und den Schutz der Anlage zu 
garantieren, können Höhenüberschreitungen für technische Anlagen wie z. B. Blitzableiter 
oder Überwachungsmasten erforderlich werden: 
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„Ausnahmsweise Überschreitungen der festgesetzten maximalen Höhen baulicher An-
lagen üNHN können für Blitzableiter um bis zu 9 m und für technische Anlagen zur Über-
wachung (Masten) um bis zu 3 m zugelassen werden.“ (Textliche Festsetzung Nr. 5.1) 

Städtebaulich nachteilige Wirkungen sind hierdurch nicht zu erwarten, da die Höhenüber-
schreitungen nur punktuell mit geringer visueller Wahrnehmbarkeit erfolgen. 

7.2 Einfriedungen 
Damit die geplante Photovoltaik-Freiflächenanlage die Mindestanforderungen an den Versi-
cherungsschutz erfüllt und vor Vandalismus, Beschädigung und Diebstahl geschützt ist, ist 
neben der Umsetzung der vorgesehenen Sichtschutzmaßnahmen die Errichtung einer min-
destens 2 m hohen Einfriedung erforderlich. Aufgrund der Einbettung in einen baulich wenig 
beanspruchten Landschaftsraum, werden auch für diese Einfriedungen Anforderungen defi-
niert, die auch und insbesondere eine Durchlässigkeit für Kleintiere und Insekten ermöglichen 
sowie die Eingriffe in das Schutzgut Boden minimieren. 

„Als Einfriedung der Sonstigen Sondergebiete (SO) mit der Zweckbestimmung „Frei-
flächen-Photovoltaikanlage“ sind nur Stabgitter- und Maschendrahtzäune mit einer 
Höhe von maximal 2,5 m und der Farbe Grün zulässig. Streifenfundamente sind unzu-
lässig. (Textliche Festsetzung 6.1) 

8 Ver- und Entsorgung 
Für die geplante Nutzung ist überwiegend kein Anschluss an das vorhandene Leitungsnetz 
vorgesehen. Die Anpflanzung von Bäumen ist im Bereich der Leitungstrassen mit dem Ver-
sorgungsträger abzustimmen. Ein direktes Bepflanzen der Versorgungsleitungen sollte grund-
sätzlich vermieden werden. 

Hinweis zur frühzeitigen Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB und § 4 Abs. 1 BauGB: 

Die Ausführungen zu den nachfolgenden Unterkapiteln werden im weiteren Verfahren ergänzt. 

8.1 Wasserversorgung und Abwasser 
Eine Trinkwasser- und Schmutzwasserversorgung ist nicht erforderlich. Das Plangebiet liegt 
außerhalb eines Trinkwasserschutzgebietes. 

8.2 Energie 
Die Einspeisung der erzeugten Elektroenergie wird durch das vorhandene Netz der Windener-
gieanlagen gewährleistet. 

8.3 Telekommunikation 
Die Errichtung von Telekommunikationseinrichtungen ist nicht erforderlich. 

8.4 Abfallbeseitigung 
Während des Betriebs der PV-FFA fällt nicht regelmäßig Abfall an.  

Bei Wartungs- und Unterhaltungsarbeiten anfallender Abfall wird von den beauftragten Mitar-
beitern bzw. Firmen mitgenommen und vorschriftsmäßig entsorgt. Gleiches gilt für während 
der Bauphase anfallender Abfall, der entsprechend den abfallrechtlichen Vorschriften entsorgt 
wird. 
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8.5 Oberflächenentwässerung  
Wassergefährdende Stoffe werden nur innerhalb der Trafostation verwendet. Diese besitzen 
eine gesonderte Wanne, die für den Umgang mit wassergefährdenden Stoffen als ausrei-
chende Schutzmaßnahme angesehen wird. Im Rahmen der Planung ist die seit 18.04.2017 
geltende Verordnung über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen (AwSV) zu 
beachten.  

Die Oberflächenentwässerung erfolgt über eine breitflächige, dezentrale Versickerung. Da nur 
eine Versiegelung durch die Errichtung der Stützpfosten für die PV-Module und Einfriedungen 
vorgesehen ist sowie das Regenwasser auch zwischen den PV-Modulen abfließen kann, bleibt 
eine breitflächige Versickerung weiterhin gewahrt. Erlaubnispflichtige Entwässerungsanlagen 
oder gesonderte Versickerungsbecken sind daher nicht vorgesehen.  

Ebenfalls ist kein Nachweis für eine schadlose Überflutung zu erbringen, da die bestehende 
Versickerung durch die geringe Versiegelung weitestgehend erhalten bleibt. 

8.6 Bodenschutz 
Maßnahmen des vorsorgenden Bodenschutzes bei Baumaßnahmen ergeben sich aus DIN 
19639. Die Planung und Ausführung durch die Vorhabenträgerin wird durch eine vertraglich 
gebundene und fach- und sachkundige Bodenkundliche Baubegleitung diesbezüglich ergänzt 
und begleitet. Die standort- und maßnahmenspezifischen Vermeidungs- und Minderungsmaß-
nahmen werden gemäß DIN 19639 Inhalt eines zu erstellenden Bodenschutzkonzeptes. 

Die Erstellung eines Bodenschutzkonzepts sowie die bodenkundliche Baubegleitung werden 
über einen öffentlich-rechtlichen Vertrag mit der Vorhabenträgerin gesichert. 

8.7 Brandschutz 
Die Photovoltaik-Freiflächenanlage weist insgesamt eine geringe Brandgefährdung auf. Sie 
besteht überwiegend aus nichtbrennbaren Bauteilen und technischen Anlagen, wodurch die 
Brandlasten gering sind. Eine Brandentstehung kann zwar durch technische Defekte, fehler-
hafte Installation oder äußere Einflüsse nicht vollständig ausgeschlossen werden, wird aber 
mit einer geringen Wahrscheinlichkeit eingeschätzt. 

Eine mögliche Brandausbreitung wird durch Reihenabstände von 3,5 m sowie durch einen 
Abstand von 3 m zur Grundstücksgrenze erschwert und damit eine Ausbreitung auf benach-
barte Grundstücke vorgebeugt. Im Brandfall ist vor allem mit dem Verlust technischer Anla-
genkomponenten zu rechnen. Rauch und Wärme können direkt ins Freie abziehen, sodass 
keine erhebliche Temperaturbeanspruchung zu erwarten ist. Eine Gefährdung von Personen 
wird als sehr gering bewertet, da sich Personen nur selten und kurzzeitig zu Wartungszwecken 
an der Anlage aufhalten. Im Einsatzfall liegt der Schwerpunkt auf der Verhinderung einer 
Brandausbreitung und dem Löschen möglicher Sekundärbrände. Das Löschwasser wird über 
wasserführende Einsatzfahrzeuge bereitgestellt. 

Die Fachkommission Bauaufsicht hat ein Markblatt zu Hinweisen für die Errichtung von Pho-
tovoltaikanlagen veröffentlicht. Für die PV-Freiflächenanlage sind demnach keine zusätzlichen 
Anforderungen an eine besondere Löschwasserbevorratung durch Betreiber oder Errichter er-
forderlich. Die Verantwortung für die allgemeine Löschwasserversorgung liegt im Rahmen des 
Grundschutzes bei der Gemeinde. Da die Anlage überwiegend aus nicht brennbaren Baustof-
fen und technischen Komponenten besteht, werden Brandgefahr, Brandlasten und Ausbrei-
tungsmöglichkeiten als gering bewertet. Ein Modulbrand wird daher als marginales Schadens-
ereignis eingestuft. Das Schutzziel wirksamer Löscharbeiten kann unter Berücksichtigung des 
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Brandrisikos, der örtlichen Löschwasserversorgung und der Feuerwehrausstattung erfüllt wer-
den. Besondere Maßnahmen zur Löschwasserrückhaltung sind nicht erforderlich. Die Photo-
voltaik-Freiflächenanlage fällt ausdrücklich nicht unter die Löschwasser-Rückhalte-Richtlinie, 
daher sind keine besonderen Vorkehrungen zur Löschwasserrückhaltung nötig. 

Für die Feuerwehr müssen ausreichende Zufahrts- und Bewegungsflächen vorhanden sein. 
Die Zufahrten dürfen nicht versperrt oder eingeengt werden. Die Feuerwehr kann die Anlage 
über eine befestigte Zuwegung von einem landwirtschaftlichen Weg aus erreichen; diese wird 
ausreichend breit und tragfähig für Feuerwehrfahrzeuge ausgeführt. Der Zugang erfolgt über 
die Kreisstraße 20 zwischen Oerzen und Wetzen sowie über landwirtschaftliche Wege. Da die 
Anlage eingezäunt ist, wird an der Ostseite am Zugangstor ein Feuerwehrschlüsseldepot ein-
gerichtet. Innerhalb des Grundstücks sind alle Bereiche für die Feuerwehr fußläufig erreichbar, 
sodass im Brandfall wirksame Löscharbeiten möglich sind. 

 

9 Aufhebung bestehender Pläne, Hinweise auf Fachplanungen    
Für das Plangebiet liegt bislang kein verbindliches Planungsrecht in Form von Bebauungsplä-
nen oder sonstigen Fachplanungen vor. 

10 Flächenbilanz und Kosten 

10.1 Flächenbilanz 
Das Plangebiet ist etwa 30,5 ha groß. Die einzelnen Flächen teilen sich wie folgt auf: 

Sonstiges Sondergebiet SO 1 „Photovoltaik-Freiflächenanlage“ ca. 30,48 ha  

Straßenverkehrsfläche ca. 0,015 ha  

10.2 Maßnahmen zur Verwirklichung, Kosten 
Mit der Vorhabenträgerin wurde ein städtebaulicher Vertrag geschlossen. Der städtebauliche 
Vertrag enthält insbesondere Regelungen zur Übernahme aller durch die Planung entstehen-
den Planungs- und Folgekosten. 

Der Gemeinde Embsen entstehen durch das Bebauungsplanverfahren keine unmittelbaren 
Kosten. 
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Teil II:  Umweltbericht 
Für den Bebauungsplan wurde entsprechend § 2a Absatz 1 BauGB ein Umweltbericht erstellt. 
Der Umweltbericht liegt der Begründung in einem gesonderten Dokument bei. 

 

 

 
 
 
 
 
Embsen, den ………………………..            
 
 
……………………………………............. 
(Gemeindedirektor / Rowohlt) 
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